
 

 
 
 

HAUSHALTSSATZUNG VOM 03.04.2023 UND BEKANNTMACHUNG 
 DER HAUSHALTSSATZUNG FÜR DAS HAUSHALTSJAHR 2023 

      
1.  Haushaltssatzung der Gemeinde Schalksmühle für das Haushaltsjahr 2023 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Gesetz vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490) geändert 
worden ist, hat der Rat der Gemeinde Schalksmühle mit Beschluss vom 06.03.2023 folgende Haushaltssatzung 
erlassen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Kommune voraussichtlich 
erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Aus-
zahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird  
 
im Ergebnisplan mit  
dem Gesamtbetrag der Erträge auf   39.226.897  EUR 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   40.247.722  EUR 
 
im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf    35.035.596  EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf  41.648.818  EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf           5.086.400 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf    5.560.400 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf            0 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf  864.000 EUR 
 
festgesetzt.   
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 

 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

4.164.500  EUR 
festgesetzt. 

 
§ 4 

  
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf 
 

        1.020.825 EUR 
und/oder 
 
die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf  
 

        0 EUR 
 



 

festgesetzt. 
§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
 

10.000.000  EUR 
 
festgesetzt. 
 
 
 

§ 6 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2023 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf    240  v.H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf  455  v.H. 
 
2. Gewerbesteuer auf    437  v.H.  
 
 

§ 7 
 
Erheblich im Sinne von § 81 Abs. 2 Ziffer 1 und 2 GO NRW ist ein Betrag in Höhe von 5 v.H. des Gesamtaufwandes 
des Ergebnisplanes. 
 

§ 8 
 
Grundsätzlich sind die Aufwendungen bzw. die Auszahlungen in den einzelnen Produkten gegenseitig deckungs-
fähig. Davon ausgenommen sind folgende Budgets für Aufwendungen: 

 
Budget Bezeichnung  
Personal Personal- und Versorgungsaufwand 
Afa Abschreibungen aus der Anlagenbuchhaltung 
Dienstreisen Dienstreisen von Mitarbeitern 
Geschäft Geschäftsaufwendungen 
Telefon Telefonkosten 
Porto Portokosten 
Unterhaltung Bauliche Unterhaltung Gebäude 
Bewirtschaftung Bewirtschaftungskosten Grundstücke 
ILV Bauhof Interne Leistungsverrechnungen BAB Bauhof 
ILV GBA Interne Leistungsverrechnungen Grundbesitzabgaben Gemeindegrundstücke 

 
Diese Ansätze werden jeweils produktübergreifend für gegenseitig deckungsfähig erklärt.  
 
Mehrerträge aus Zahlungen für Schadensfälle in den einzelnen Produkten berechtigen zu Mehraufwendungen in 
diesen Produkten. Das Gleiche gilt bei Mehreinzahlungen aus Zahlungen für Schadensfälle zugunsten der Auszah-
lungsermächtigung. Genauso berechtigen Mehrerträge bzw. Mehreinzahlungen für Holzverkäufe zu entsprechen-
den Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen für Holzeinschläge. 
 

 
§ 9 

 
Die Wertgrenze, nach der die Verpflichtung zum Einzelausweis einer Investition im Sinne von § 4 Abs. 4 Satz 3 
Kommunalhaushaltsverordnung NRW besteht, wird auf 10.000 EUR festgesetzt.  
 
Die Wertgrenze, nach der Änderungen im Nachtragsplan im Sinne von § 10 Abs. 1 Kommunalhaushaltsverordnung 
NRW enthalten sein müssen, wird auf 10.000 EUR festgesetzt.  
 
Die Wertgrenze, nach der Verpflichtungsermächtigungen im Sinne von § 12 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit § 4 
Abs. 4 Satz 3 Kommunalhaushaltsverordnung NRW zusammengefasst ausgewiesen werden können, wird auf 
10.000 EUR festgesetzt.  
 
Die Wertgrenze, nach der bevor Investitionen beschlossen und im Haushaltsplan ausgewiesen werden, einem 
Wirtschaftlichkeitsvergleich im Sinne von § 13 Abs. 1 Kommunalhaushaltsverordnung NRW unterzogen werden 
müssen, wird auf 100.000 EUR festgesetzt. Für die Pflicht zur Folgekostenberechnung bei mehrjährigen Engage-
ments beträgt die Wertgrenze 25.000 EUR.  



 

 
Die Wesentlichkeitsgrenze für Erläuterungen gemäß § 19 Satz.2 Nr. 1 Kommunalhaushaltsverordnung NRW wird 
auf 100.000 EUR festgesetzt.  
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere staatli-
che Verwaltungsbehörde in Lüdenscheid mit Schreiben vom 08.03.2023 angezeigt worden; dieser hat die Monats-
frist mit Verfügung vom 31.03.2023 verkürzt. 
 
Der Haushaltsplan 2023 liegt zur Einsichtnahme vom 05.04.2023 bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlus-
ses gem. § 96 Abs. 2 GO NRW während der allgemeinen Öffnungszeiten montags bis freitags von 8.00 Uhr bis 
12.00 Uhr sowie montags und dienstags von 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 13.30 Uhr bis 17.30 
Uhr im Rathaus Schalksmühle, Rathausplatz 1, Zimmer 37, öffentlich aus und ist unter der Adresse www.schalks-
muehle.de im Internet verfügbar. 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von 6 Monaten 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-

führt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Schalksmühle vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

 
Schalksmühle, 03.04.2023 
  
      Der Bürgermeister 
      gez. Schönenberg 
 
 
 
         
    
       
  


